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Redebeitrag Reinhard Jung (MdL)

zum Parteitag des SPD-Unterbezirks Olpe
 am 09. Dezember 2005

in Attendorn

überarbeitet

Liebe Genossinnen und Genossen,

seit unserem letzten Parteitag ist viel geschehen. So hat die SPD bei der zurückliegenden Bundestagswahl noch ein relativ gutes Ergebnis erzielt, mit der Folge,

dass wir in Berlin weiterhin an der Regierung beteiligt sind.

Darüber, ob die SPD Grund hat, sich über die inzwischen regierende Große Koalition zu freuen, gibt es in der Partei unterschiedliche Auffassungen.

Ich möchte das nicht vertiefen.

Diese neue Regierungskonstellation bietet gleichermaßen Chancen und Risiken – für das Land und auch für unsere Partei.

Eines sollte jedoch klar sein: Jetzt kommt es darauf an, das Beste aus der Situation, die der Wähler geschaffen hat, zu machen. Beide beteiligte Parteien – CDU/CSU und SPD – sind an einem Erfolg der gemeinsamen Regierungsarbeit interessiert, 

ansonsten werden die kleineren Parteien bei künftigen Wahlen profitieren. 
------ Und das wollen wir nicht------- !

Der zurückliegende Bundestagswahlkampf hatte zur Folge,

dass das politische Erdbeben, das sich im Mai bei uns in Nordrhein-Westfalen ereignet hatte, schnell in den Hintergrund trat.

Keine Frage:

Das Ergebnis der Landtagswahl war für uns Sozialdemokraten niederschmetternd.

Trostpflaster für die SPD im Kreis Olpe war sicherlich, dass ich über die Liste in den neuen Landtag einziehen konnte.
---Um ehrlich zu sein:--- 
Vor einem Jahr hätte ich es selbst noch nicht für möglich gehalten, 
dass ich heute als Landtagsabgeordneter zu Euch 
sprechen darf.

Als „frisch gebackenes“ Landtagsmitglied möchte ich es natürlich nicht versäumen, einige Takte zur bisherigen Bilanz der Rüttgers-Regierung, die heute seit genau 157 Tagen im Amt ist, zu sagen. 

Diese Bilanz fällt absolut mager aus – es ist eine Bilanz der 

Täuschung und Enttäuschung.

Dass dies auch von den Menschen in NRW so gesehen wird, hat das Ergebnis der Bundestagswahl deutlich gezeigt.
Am 18. September 2005 hat die NRW-CDU im Vergleich zur Landtagswahl im Mai rund 10 Prozent an Zustimmung verloren.

Ich sagte:

Bilanz der Täuschung und Enttäuschung. 
Ein Paradebeispiel dafür ist die Einführung von Studiengebühren auch für Bafög-Empfänger – entgegen der persönlichen Zusage Rüttgers’ im Wahlkampf.
Die SPD-Landtagsfraktion war immer und ist weiterhin für ein gebührenfreies Erststudium für alle, soweit die jeweilige Regelstudienzeit nicht erheblich überschritten wird.

Deutschland braucht nicht weniger Hochschulabsolventen, sondern mehr, und deshalb ist es falsch, junge Menschen durch die Einführung von Studiengebühren von der Aufnahme eines Studiums abzuschrecken.

Bleiben wir bei der Bildungspolitik: CDU und FDP waren angetreten, um Ruhe in die Schulen zu bringen.

Bisher ist das Gegenteil eingetreten, 

die Schulen befinden sich in Aufruhr. 
Dazu beigetragen hat z.B. das unsinnige Vorhaben, die Grundschulbezirke aufzuheben.

Für viele kleinere Grundschulen wird dies das ‚Aus’ bedeuten. 

Und dann die „Mogelpackung 1000 neue Lehrer“. Deren Einstellung ist wahrlich keine Großtat, denn sie hat zu keiner Verbesserung der Unterrichtsversorgung geführt, da die Zahl der Schüler in NRW gleichzeitig angestiegen ist. 

Von der ‚Unterrichtsgarantie’, die Schwarz-Gelb 
Eltern und Schülern versprochen hatte, 
sind wir also meilenwert entfernt.

Von ihr ist schon gar nicht mehr die Rede ! 

Dieser Tage hat die Westfalenpost die aktuelle Situation an den Schulen zutreffend auf den Punkt gebracht.

Im überregionalen Teil ihrer Ausgabe vom 06. Dezember 2005 heißt es in einer fett gedruckten Überschrift: 

"Stimmung in NRW-Lehrerzimmern auf dem Tiefpunkt". 

Und die WP ist sicherlich über jeden Verdacht erhaben, ein sozialdemokratisches Kampfblatt zu sein …

Noch einige Worte zu den Themen Haushalt und Personalabbau: 
Erst im kommenden Frühjahr will die Landesregierung den Haushalt 2006 einbringen. 

Bei den freiwilligen Ausgaben sind Kürzungen 
von 20 bis 30 Prozent geplant. 
Konkretes ist von den Regierenden aber nicht zu erfahren.

Diese Unsicherheit gefährdet zahlreiche Einrichtungen auch in unserer Region. 

In besonderem Maße betroffen sind die Bereiche Soziales – z.B. 

Frauenhäuser, Drogen- oder Aidsberatung usw. –ebenso Sport, Kultur und vieles mehr. 

Wir Sozialdemokraten haben die Koalitionsfraktionen – bisher ohne Erfolg – aufgefordert, diese für alle Beteiligten unerträgliche Hängepartie so schnell wie möglich zu beenden.

Übrigens: Auch der von der Koalition vollmundig angekündigte Personalabbau beim Land kommt so gut wie nicht voran. 

Es gibt bisher nur nebulöse Andeutungen, und scheinbar sind die Auffassungen von Landesregierung und CDU-Landtagsfraktion auch in dieser wichtigen Frage nicht gerade deckungsgleich.

Es ist jedenfalls schlechter Stil, dass die Regierung die Beschäftigten über ihre Zukunft weiterhin im Unklaren lässt.

Nur an die eigenen Parteifreunde scheint man zu denken: 
CDU und FDP haben sich rund 100 neue Posten in der Staatskanzlei und den Ministerien genehmigt – für linientreue Gewährsleute, versteht sich ! 

Kostenpunkt hierfür:

------ " schlappe"  5,5 Millionen Euro pro Jahr,-------
die der Steuerzahler zusätzlich schultern muss.

Ein starkes Stück angesichts der dramatischen Haushaltslage !

Ja, liebe Genossinnen und Genossen, die Haushaltslage ist wahrlich dramatisch ! 
Vorgestern hat Finanzminister Linssen für 2006 eine Neuverschuldung in Höhe von 7,4 Mrd. Euro angekündigt. ---Das ist absoluter Rekord.----

Die höchste jährliche Neuverschuldung unter unserer Regierungsverantwortung lag bei 5,3 Mrd. Euro. 
Ich bin gespannt, wie der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion auf diese Hiobsbotschaft des Finanzministers reagieren wird. 
Helmut Stahl verkündigte vor wenigen Tagen vollmundig, dass eine Neuverschuldung von über 6 Mrd. Euro mit der CDU-Landtagsfraktion nicht zu machen ist. Das dürfte zu interessanten Diskussionen führen …
Nun zu meiner Arbeit hier im Wahlkreis: 
In den letzten Wochen und Monaten habe ich mehrfach – auch öffentlich – klar gestellt, dass ich in Düsseldorf ein hartnäckiger Vertreter der Interessen des gesamten Kreises Olpe sein möchte. 

Und wenn es darum geht, etwas für die Region zu erreichen, bin ich natürlich bereit, auch mit Theo Kruse von der CDU enger zusammenzuarbeiten. 

Parteigrenzen dürfen und sollten, wenn es um wichtige Belange unserer Heimat geht, keine Rolle spielen ! 

Ich habe inzwischen, wie Ihr sicherlich in der Presse gelesen habt, damit begonnen, erste Gespräche mit den Hauptverwaltungsbeamten unserer Kommunen zu führen. 

Nach Gesprächen in Kirchhundem, Attendorn und Wenden möchte ich in absehbarer Zeit auch die weiteren vier Bürgermeister und natürlich den Landrat besuchen.

Ich denke, dass diese Kontakte sehr wichtig sind und daher in regelmäßigen Abständen gepflegt werden sollten. 

Weitere Besuche haben mich in den ersten Wochen und Monaten meiner Abgeordnetentätigkeit z.B. 

in die Attendorner Justizvollzugsanstalt und das Olper Kinderhospiz geführt. Hinzu kamen Gespräche mit dem Bezirksleiter der Bundesknappschaft in Siegen sowie mit der neuen Superintendentin des evangelischen Kirchenkreises Siegen, der ja auch Teile unseres Kreises Olpe umfasst. 
Ihr seht also, ich bin – trotz der vielen Auswärtstermine, die ich insbesondere in Düsseldorf  wahrnehmen muss - stets darum bemüht, auch vor Ort präsent zu sein. 

Und dies wird auch in Zukunft so bleiben, 
das sichere ich Euch ausdrücklich zu !

An dieser Stelle habe ich noch eine Bitte an Euch alle:

Wenn es irgendwo Probleme gibt, die einen landespolitischen Bezug haben, lasst mich das wissen. Diese Aufforderung richtet sich in besonderem Maße an die Kreistagsabgeordneten und die Mitglieder in den Räten. 

Um erfolgreich arbeiten zu können, bin ich auf diese Hilfe angewiesen. Denn nur wenn ich ein Problem kenne, kann ich im Rahmen meiner Möglichkeiten versuchen, zur Lösung beizutragen.

Jetzt noch kurz zur Situation im SPD-Unterbezirk Olpe. 

Wir alle wissen, dass es in der Vergangenheit einige Probleme und Irritationen gegeben hat, 

die unserer gemeinsamen politischen Arbeit nicht gerade dienlich waren. 

Auf diesem Parteitag gilt es daher, einen Neuanfang zu machen, 

----so---- dass wir für die künftigen Herausforderungen möglichst optimal aufgestellt sind. 

Dem heute neu zu wählenden Vorsitzenden sichere ich meine volle Unterstützung zu. 

Und ich möchte an alle, die in den einzelnen Stadt- und Gemeindeverbänden Verantwortung tragen,
appellieren,

den notwendigen Neuanfang auch ihrerseits nach Kräften zu unterstützen und konstruktiv zu begleiten.

Für besonders wichtig halte 
ich eine bessere und engere 

Zusammenarbeit zwischen dem neuen Unterbezirksvorstand und den sozialdemokratischen Fraktionen im Kreistag sowie in den Stadt- und Gemeinderäten. 

Wenn jeder einzelne seine Aufgaben optimal erfüllt und darüber hinaus die notwendige Kooperation funktioniert, dürften künftige Erfolge unserer gemeinsamen politischen Arbeit nicht auf sich warten lassen.

Also lasst uns an die Arbeit gehen. 

Zum Schluß möchte ich mich bei Euch für Eure 
geduld und Aufmerksamkeit bedanken

herzlichen Dank

I

